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ComABC Commission fédérale pour la protection ABC

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

La stratégie nationale de protection ABC pour la Suisse  de 2007 – a été complètement
remodelée par la Commission fédérale pour la protection ABC (ComABC) – afin de tenir
compte des nouveaux développements technologiques, de l’évolution de la situation
mondiale en termes de sécurité et l’augmentation du risque d’épidémie. Elle s’articule
à présent autour de quatre axes centraux: «simplifier la protection ABC»,
«interconnecter les prestations», «accroître et étendre les capacités» et «sensibiliser,
motiver et informer» – pour augmenter l’efficacité en matière de maîtrise
d’événements ABC et de préparation. Elle vise l’ensemble des acteurs ou organisations
concernés par la protection des êtres humains, des animaux, de l’environnement et des
biens dans le domaine ABC. 1

ANDERES
DATUM: 25.06.2020
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Bei der schweizerischen Trinkwasserversorgung stellt sich immer häufiger das Problem
des steigenden Nitratgehaltes in den genutzten Grundwasservorkommen. Angesichts
der beängstigenden Entwicklung der Belastung des Trinkwassers durch Schadstoffe
wie Nitrate, chlorierte Kohlenwasserstoffe und Atrazin sowie der Vollzugsprobleme
beim Gewässerschutz in der Landwirtschaft sind zusätzliche Massnahmen nötig.
Besorgt über die zunehmende gesundheitliche Gefährdung der Bevölkerung durch
Nitrate in Nahrungsmitteln und im Trinkwasser forderten die Kantonschemiker der
Schweiz einschneidende Massnahmen, in erster Linie eine Änderung der
Landwirtschaftspolitik und die Förderung ökologisch sinnvoller Produktionsweisen. Die
Berner Regierung beantragte beim Bundesrat ein Verbot des Unkrautvertilgungsmittels
Atrazin sowie Vorschriften für die Einschränkung des Verbrauchs anderer Herbizide. Im
Sinne einer aktiven Selbstkontrolle der Hersteller lancierte die Schweizerische
Gesellschaft für chemische Industrie (SGCI) ein Forschungsprojekt, das in
Zusammenarbeit mit Bundes- und Kantonsbehörden die Rückstände von
Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser untersuchen und deren Verursacher feststellen
will. Die Resultate sollen dazu dienen, auftretende Verunreinigungen zu eliminieren und
entsprechend verseuchte Trinkwasserversorgungen zu sanieren. 2
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Allgemeiner Umweltschutz

In der Nacht auf den 1. November kam es in einer Lagerhalle der Firma Sandoz zu einem
Chemiegrossbrand, der katastrophale Auswirkungen auf das Ökosystem des Rheins
hatte. Durch das mit grossen Mengen von Agrochemikalien angereicherte Löschwasser
gelangten unter anderem giftige Insektizide und Quecksilberverbindungen in den Fluss
und vernichteten den gesamten Bestand an Fischen und Mikrolebewesen bis weit über
die Landesgrenzen hinaus. Die Wiederbelebung des Rheins wird nach Ansicht von
Experten mindestens zehn Jahre dauern. Über Stunden war zudem unklar, ob der
Brand, bei dem gegen 800 Tonnen Chemikalien in Flammen aufgingen, eine akute
Gesundheitsgefährdung darstelle. Niemand wusste genau, welche Stoffe die stinkende
Chemikalienwolke enthielt – nicht zuletzt deshalb, weil die Firma Sandoz keine genaue
Inventarliste der gelagerten Stoffe vorlegen konnte. Zwar war noch in der Nacht
Katastrophenalarm ausgelöst worden, doch funktionierte die Warnung und Information
der Bevölkerung und namentlich auch der Rheinanliegerstaaten, die ihr Trinkwasser
teilweise aus dem Fluss beziehen, nicht bzw. erfolgte zu spät. Die ungenügende
Informationspolitik der Basler Behörden sowie der Sandoz löste Angst und
Verunsicherung aus, war doch das reale Ausmass der Bedrohung während Stunden
ungewiss. Dass Schweizerhalle kein Einzelfall war, zeigte eine ganze Reihe von weiteren,
kleineren Chemieunfällen, die in der Folge öffentlich bekannt wurden. In mehreren
Demonstrationen im In- und Ausland gaben die Betroffenen ihrem Unmut und ihrer
Angst Ausdruck und forderten unter anderem ein Verbot von umwelt- und
gesundheitsgefährdenden Produktionsverfahren. Nachdem die Sandoz die Katastrophe
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anfangs noch zu einem blossen Ereignis heruntergespielt hatte, entschuldigte sie sich
später bei der Bevölkerung. Drei Wochen nach dem Unglück wandte sich erstmals
Sandoz-Präsident Moret an die Öffentlichkeit und erklärte, dass sein Konzern für
finanzielle Schäden aufkommen werde. Um das Vertrauen der Bevölkerung
zurückzugewinnen, will die Sandoz ihre Informationspolitik verbessern sowie eine
umweltschonendere Produktion anstreben. 3

Im Namen der Gesamtregierung gab Bundesrat Egli am 2. Dezember vor der eigens dazu
einberufenen Vereinigten Bundesversammlung eine Erklärung zur Chemiekatastrophe
ab. Er kündigte die Verbesserung der Melde- und Alarmorganisation, die
Inventarisierung potentiell gefährlicher Anlagen sowie eine wirksamere staatliche
Kontrolle an, appellierte aber auch an die Selbstverantwortung der Industrie, bessere
Sicherheitsvorkehrungen zu treffen. In der parlamentarischen Diskussion bestand zwar
Einigkeit darüber, dass solche Katastrophen künftig verhindert werden müssten, doch
gingen die Meinungen über die nötigen Vorkehrungen weit auseinander. Vertreter der
Linken, der LdU/EVP-Fraktion, der Grünen und der NA forderten rigorose staatliche
Kontrollen sowie eine Beschränkung der Produktion gefährlicher Erzeugnisse. Die
Mehrheit der bürgerlichen Redner dagegen warnte davor, sich zu Überreaktionen
hinreissen zu lassen; sie gab ihrem Vertrauen in die Selbstverantwortung der Industrie
Ausdruck und forderte diese zu einem Ausbau ihrer Sicherheitsvorkehrungen auf.
Jedoch anerkannten gerade einige Industrievertreter die Berechtigung verstärkter
staatlicher Interventionen. In diesem Zusammenhang wurde von Vertretern aller
Parteien eine ganze Reihe von Vorstössen eingereicht, u.a. eine parlamentarische
Initiative und zwölf Motionen. 4
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Le gouvernement a donné son aval à une taxe d'élimination sur les réfrigérateurs
proposée par l'Association suisse des fabricants et fournisseurs d'appareils
électroniques. D'un montants de 67 CHF et perçue lors de la remise de l'appareil, elle
doit permettre la récupération des CFC contenus dans le liquide de refroidissement et
la mousse isolante, les matières premières restantes devant ensuite être retraitées. Ce
système, soutenu par l’OFEFP et géré par la Fondation pour la gestion et la
récupération des déchets, a été introduit le 1er janvier 1992. 5
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